279 


Bas Blatt erſcheint nach 1 % + % Zu beziehen durch alle Poſt: 
Bedarf, im allgemeinen — anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum Expedition des Blattes 
Preiſe von jährlich M. 6. 7 

1 


Berlin W. 8, Mauerſtr. 43 44 


de 


Handels und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Ar. 20. Berlin, Montag, den 25. September 1905. 5. Jahrgang. 


ا 


Inhalt: 
. Berfonalien: S. 279. 


III. Handelsangelegenheiten: 1. Handels vertretungen: Betr Zuſammenlegung der Handelskammern 
in Duisburg und Ruhrort S. 279. — 2. Schiffahrts angelegenheiten: Betr. Befugnis zur Aus⸗ 
übung des Schiffergewerbes S. 280. Betr. Unterſuchung von Schiffsleuten auf Tauglichkeit zum 
Schiffsdienſte S 280. — 3. Sonſtige Angelegenheiten: Betr. Verkehr mit verflüffigten und ver⸗ 
er Gaſen S 281. Betr. Bekämpfung der Cholera S. 281. Betr. Verkehr mit Sprengftoffen 


— 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbeaufſicht: Betr. Organiſation der Gewerbeau 
— 2. Arbeiterverſicherung: Betr. Beſcheinigungen gemäß $ 75 des K V. G. S. 290. 

V. Gewerbliche Ankerrichtsaugelegenheiten: Fachſchulen: Betr. Überſichten über gewerbliche, Haus⸗ 
haltungs- und ähnliche Fortbildungsſchulen für Mädchen S. 291. 


fiht S. 290. 


I. _ ۰ 
Seine Majeſtät der König haben Aller- dorf und der Geheime Regierungsrat Klapp 
gnädigſt geruht, in Frankfurt a. O. zum ſtellvertretenden 
den Maſchinenbauſchuldirektor Köhler in [Vorſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter⸗ 
Aachen zum Regierungs- und Gewerbe- verſicherung Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 


ſchulrat ernannt worden. 
zu ernennen und 
dem Kaufmann Auguſt Pillmann in Kyritz, „Dem Regierungs- und Gewerbeſchulrat 
Kreis Oſtprignitz, den Charakter als Köhler iſt die etatsmäßige Stelle eines 
Kommiſſionsrat Regierungs- und Gewerbeſchulrats für die 
zu verleihen. Regierungsbezirke Aachen und Trier mit dem 


Amtsſitz in Aachen übertragen worden. 

Der Regierungsrat von Aſcheberg in 

Düſſeldorf iſt vom 1. September d. J. ab Der Lehrer Theodor Plöen in Flensburg 

zum Vorſitzenden des Schiedsgerichts für iſt zum Lehrer an der Fachſchule für Sees 
Arbeiterverſicherung Regierungsbezirk Düſſel- maſchiniſten in Flensburg ernannt worden. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Zuſammenlegung der Handelskammern in Dnisburg und Ruhrort. 

Nachdem die Städte Duisburg, Ruhrort und Meiderich zu einem Stadtkreis Duisburg 
vereinigt ſind, genehmige ich, daß die bisherigen Bezirke der Handelskammern Duisburg und 
Ruhrort in eine Handelskammer zuſammengelegt werden. 

Die Handelskammer erhält ihren Sitz in der Stadt Duisburg und führt den Namen 
„Handelskammer in Duisburg“. 1 er 
Sie tritt am 1. Januar 1906 in Tätigkeit. 
Berlin, den 18. September 1905. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIa. 3711. Luſensky. 
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2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
Dem Schiffer Lambertus Roſe aus Idafehn iſt durch Entſcheidung des Kaiſerlichen 
Oberſecamts vom 19. Auguſt d. J. die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes ent— 
zogen worden. 


Betr. Unterſuchung von Schiffsleuten auf Tauglichkeit zum Schiffsdienſte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. September 1905. 

Auf Grund der Beſtimmungen des § 7 Abſ. 4 der Seemannsordnung vom 2. Juni 
1902 hat der Bundesrat Vorſchriften über die Unterſuchung von Schiffsleuten auf Tauglich⸗ 
keit zum Schiffsdienſt erlaſſen, die durch Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 
1. Juli d. J. (RG Bl. S. 561) veröffentlicht worden find und am 1. Oktober d. J. in Kraft 
treten ſollen. Nach dieſen Vorſchriften iſt auf den Kauffahrteiſchiffen für Reiſen, welche 
die Grenze der kleinen Fahrt überſchreiten, die Schiffsmanuſchaft (§ 2 Abſ. 3 der 
Seemannsordnung) vor der Anmuſterung einer körperlichen Unterſuchung auf ihre Tauglich— 
keit zum Schiffsdienſte zu unterziehen. Die Unterſuchung it bei Anmuſterungen in einem 
deutſchen Hafen durch einen Arzt vorzunehmen und das Ergebnis der Unterſuchung einer 
jeden angemuſterten Perſon ſchriftlich feſtzuſtellen. Hochſeefiſchereifahrzeuge find auf Reifen 
in nordeuropäiſchen Gewäſſern von dieſen Vorſchriften ausgenommen. 

Perſonen, die bei der Unterſuchung als untauglich für den zu übernehmenden Dienſt 
befunden ſind, dürfen nicht angemuſtert werden. Als Gründe der Untauglichkeit kommen 
insbeſondere in Betracht: allgemeine Körperſchwäche, Geiſteskrankheiten, Epilepſie und andere 
ſchwere Nervenkrankheiten, ſchwere Herzleiden, unter den übertragbaren Krankheiten namentlich 
Tuberkuloſe in anſteckender Form, Syphilis beim Vorhandenſein von Geſchwüren auf der 
Haut oder im Munde, Tripper (Gonorrhoe) beim Vorhandenſein von Ausfluß, Schanker. 
Untauglich für einzelne Zweige des Schiffsdienſtes können insbeſondere machen: 
ausgebildete Unterleibsbrüche, umfangreiche Hautgeſchwüre, ausgedehnte Narben, insbeſondere 
ſolche, deren Wiederaufbruch wahrſcheinlich iſt, Fiſteln, große Geſchwülſte, erhebliche Schwer- 
hörigkeit, Taubheit. Bei der Unterſuchung für den Dienſt als Heizer oder Kohlenzieher 
ſind die beſonderen Anforderungen dieſes Dienſtes an die Leiſtungsfähigkeit und Wider- 
ſtandskraft zu berückſichtigen; namentlich ſind Fettſüchtige und Herzleidende von dieſem 
Dienſte fernzuhalten. Perſonen unter 18 Jahren dürfen zum Dienft als Heizer oder 
Kohlenzieher nur ausnahmsweiſe und nur mit Zuſtimmung des unterſuchenden Arztes an— 
gemuſtert werden. 

Unter Hinweis auf die Vorſchriften in Ziffer 190 der Dienſtanweiſung für die preußi— 
ſchen Muſterungsbehörden vom 21. März 1903 MDI. S. 95) beſtimme ich demgemäß 
folgendes: 

Bei jeder Anmuſterung hat die Muſterungsbehörde feſtzuſtellen, ob die anzumuſternde 
Perſon für den zu übernehmenden Schiffsdienſt geeignet iſt, und wenn die Tauglichkeit 
hierzu nicht nachgewieſen wird, die Anmuſterung abzulehnen. Der Nachweis der Tauglichkeit 
iſt durch Vorlegung der vorgeſchriebenen ärztlichen Aufzeichnung über das Ergebnis der Unter— 
ſuchung zu führen. Wenn aus der Aufzeichnung die Tauglichkeit der anzumuſternden Perſon 
für den in Frage ſtehenden Schiffs dienſt nicht klar zu erkennen iſt, hat die Muſterungs⸗ 
behörde zunächſt die; Vorlegung einer berichtigten oder ergänzten ärztlichen Aufzeichnung zu 
verlangen. Die Aufzeichnung iſt nach Einſichtnahme dem Kapitän, dem Reeder oder ihrem 
Stellvertreter, der die Aufzeichnung vorgelegt hat, zurückzugeben, da dieſe beſtimmungsmäßig 
von dem Tage der Anmuſterung an gerechnet, von dem Kapitän, Reeder oder ihrem Stell— 
vertreter aufzubewahren ſind. 

In bezug auf das Seh- und Farbenunterſcheidungsvermögen der Schiffsleute iſt 
in der gedachten Bekanntmachung vom 1. Juli d. J. ferner beſtimmt worden, daß für Reiſen 
in allen Fahrten die zum Decksdienſte beſtinunten Schiffsleute vor der erſten Anmuſterung 
im Inlande gemäß der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 9. Mai 1904 
(Zentr. Bl. S. 142) auf Seh: und Farbenunterſcheidungsvermögen zu unterſuchen find. 
Nur ſolche Schiffsleute, die ſich über den Beſitz genügenden Seh, und Farbenunterſcheidungs⸗ 
vermögens durch eine auf Grund der Unterſuchung ihnen erteilte Beſcheinigung ausweiſen 
können, dürfen zum Ausguckdienſte verwendet werden. Die Muſterungsbehörden haben 
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deshalb bei Anmuſterung von Decksleuten darauf zu achten, daß keine Decksleute an⸗ 
gemuſtert werden, die als ſolche hiernach nicht geeignet ſind. 

Auf Schiffsoffiziere (§ 2 Abſ. 2 der Seemannsordnung) finden die Vorſchriften der 
Bekanntmachung vom 1. Juli d. J. keine Anwendung. 

Ich erſuche Sie, je zwei Sonderabdrücke dieſes Erlaſſes den Seemannsämtern Ihres 
Verwaltungsbezirks zur Beachtung und den Unterſuchungsſtellen für erſtmalige Unter⸗ 
ſuchungen der Seeleute auf Seh- und Farbenunterſcheidungsvermögen ſowie den ſtändigen 
Unterſuchungskommiſſionen zur Kenntnisnahme mitzuteilen. 

Im Auftrage. 
IIb 7180. Luſensky. 
An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 9. September 1905. 
Im Auſchluß an den Erlaß vom 14. Auguſt d. J., (MBl. S. 247). 

Der mitgeteilte Entwurf einer Gebührenordnung zur Polizeiverordnung, betreffend 
den Verkehr mit verflüffigten und verdichteten Gaſen, iſt zur Vermeidung von Irrtümern 
am Schluß durch nachſtehende Beſtimmungen zu ergänzen: 

„Die Beſitzer der zu prüfenden Behälter ſind verpflichtet, die zu den 
Prüfungen nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen, insbeſondere eine dem 8 4 
Abſ. 4 entſprechende Druckpumpe bereitzuſtellen, oder Erſatz der dem Prüfenden 
durch eigene Beſchaffung erwachſenden Unkoſten zu leiſten. 

Die Sachverſtändigen ſind berechtigt, die Staffelſätze der Ziffern B und 0 
an jedem Abnahmetag und bei jedem Wechſel des Prüfungsorts von neuem 
anzuwenden.“ 

Im Auftrage. 
IIb ۰ Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Bekämpfung der Cholera. 
Berlin, den 12. September 1905. 

Die Choleraerkrankungen im Stromgebiete der Weichſel. Brahe, Netze und Warthe 
ſind augenſcheinlich durch ruſſiſche Flößer bei uns eingeſchleppt worden, auch iff die Weiter⸗ 
verbreitung der Seuche im Inland in einer großen Anzahl von Fällen durch Schiffer und 
Flößer erfolgt. In einer Anzahl von Fällen iſt dies auch durch deutſche Schiffer und 
Flößer geſchehen, welche ihr Fahrzeug ſtromabwärts gebracht hatten und dann nach Ab— 
löhnung per Eiſenbahn oder zu Schiff in ihre Heimat zurückgekehrt ſind. Dies gibt uns 
Veranlaſſung, unter Hinweis auf die 55 12 und 13 des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900 ſowie auf § 8 der „Anweiſung des 
Bundesrats zur Bekämpfung der Cholera vom 28. Januar 1904“ Sie um den ſofortigen 
Erlaß einer Polizeiverordnung zu erſuchen, nach welcher Schiffer und Flößer, ſofern fie ſich 
innerhalb ſechs Tagen vor ihrer Ankunft in Ortſchaften oder Bezirken aufgehalten haben, 
in welchen Fälle von Cholera vorgekommen ſind, ſich unverzüglich nach ihrer Ankunft bei 
der Ortspolizeibehörde zu melden haben. Die Ortspolizeibehörden ſind anzuweiſen, dieſe 
Perſonen einer fünftägigen Beobachtung zu unterwerfen. 


Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


und Medizinal-Angelegenheiten. Im Auftrage. 
Im Auftrage. Luſensky. 
Förſter. 


M. d. g. A. M. 24283. — M. f. H. u. G. IIb 8082, 

An die Herren Regicrungspräſidenten der Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, Pommern, 
Poſen und Schleften, ſowie in Magdeburg, Merſeburg, Lüneburg, Schleswig, Stade und 
an den Herrn Polizeipräfidenten in Berlin. 


س — 


Betr. Verkehr mit Sprengſtoffen. 
Berlin, den 14. September 1905. 
Nachdem wir aus Anlaß eines an die Bundesregierungen gerichteten Erſuchens des 
Bundesrats beſchloſſen haben, die Vorſchriften über den Verkehr mit Sprengſtoffen ander⸗ 
weit gleichmäßig zu regeln, überſenden wir Ihnen Ausfertigungen der von uns 
heute erlaſſenen Polizeiverordnung mit dem Erſuchen, ſie durch die Amtsblätter ver⸗ 
öffentlichen zu laſſen und demnächſt je 2 Belagsblätter einzureichen. Da die Polizei⸗ 
verordnung am 1. Oktober d. Js. in Kraft tritt, erſuchen wir, die Veröffentlichung tunlichſt 
zu beſchleunigen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Inneren. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Luſeusky. von Kitzing. 


IIb 6192, I 8059 M. f. H. — IIe 3309 M. d. J. 
An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 


Auf Grund des 8 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
0 Juli 1883 (GS. S. 195) erlaffen wir für den Umfang des geſamten Staatsgebiets 
olgende 


Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit Sprengſtoffen. 
Sal 


Die nachſtehenden Beſtimmungen begreifen: 


1. die Verſendung von Sprengſtoffen auf Land- und Waſſerwegen — mit Ausnahme 
des Eiſenbahn- und Poſtverkehrs und des unter militäriſcher Begleitung 
ſtattfindenden Verkehrs mit Sprengſtoffen und Munitionsgegenſtänden der 
Militär⸗ und Marineverwaltung ſowie der Verſendung von Sprengſtoffen in 
Kauffahrteiſchiffen —, 

den Handel mit Sprengſtoffen, 

die Aufbewahrung und Verausgabung von Sprengſtoffen innerhalb des Betriebs 
von Bergwerken, Steinbrüchen, Bauten und gewerblichen Anlagen, 

4. die Lagerung von Sprengſtoffen — mit Ausnahme der Lagerung in Niederlagen 
oder Magazinen der Militär- und Marineverwaltung —. 

Zu den Sprengſtoffen im Sinne dieſer Beſtimmungen gehören nicht: 

a) die in dem Heere und in der Marine vorgeſchriebenen, nicht ſprengkräftigen 
Zündungen, 

b) die für Feuerwaffen beſtimmten Zündhütchen und Zündſpiegel, 
die für Handfeuerwaffen beſtimmten Metallpatronen und alle 
Jagdpatronen, 

c) Zündſchnüre. 


ده تن 


J. Allgemeine Beſtim mungen. 
§ 2. 
Zum Verkehr im Sinne des § 1 Ziffer 1 bis 3 find ۰ 
1. Pulver — Sprengſalpeter, brennbarer Salpeter — (ein ſehr inniges Gemiſch 
aus neutral reagierenden Salpeterarten und Kohle oder Stoffen, deren weſentliche 
Beſtandteile Kohlenſtoff, Waſſerſtoff und Sauerſtoff ſind, mit oder ohne Schwefeh; 
2. folgende Nitroglyzerin enthaltende Präparate: 

a) Dynamit I (ein bei mittlerer Temperatur plaſtiſches, nicht abtropfbares 
Gemiſch von Nitroglyzerin mit pulverförmigen, an ſich nicht ſprengkräftigen 
und nicht ſelbſtentzündlichen Stoffen), 

b) Dynamit II und 111 (Kohlendynamit, ein Gemiſch von Nitroglyzerin mit 
ſchießpulverähnlichen Gemengen), ۱ 

e) Sprenggelatine [cir bei mittlerer Temperatur zähelaſtiſches Gemiſch, beſtehend 
aus Nitroglyzerin, welches durch Nitrozelluloſe gelatiniert iſt, mit oder ohne 


Anlage: — 
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kohlenſauren Alkalien (beziehungsweiſe alkaliſchen Erden) oder neutral 
reagierenden Salpeterarten], 

d) Rohmaſſe für rauchloſes Pulver, beſtehend aus einem innigen 
Gemenge von Nitroglyzerin und feuchter Nitrozelluloſe, deſſen 
Waſſergehalt mindeſtens 30 Prozent und deſſen Nitroglyzerin— 
gehalt höchſteus 28 Prozent beträgt, 

e) Gelatinedynamit ſein bei mittlerer Temperatur plaſtiſches Gemiſch, beſtehend 
aus Nitroglyzerin, welches durch Nitrozelluloſe gelatiniert iſt, und Holz⸗ 
mehl, Salpeter und kohlenſauren Alkalien (beziehungsweiſe alkaliſchen Erden), 

) Karbonit (ein Gemiſch von Nitroglyzerin mit ſchießpulverähulichen Gemengen 
und mit flüſſigen, an ſich nicht ſprengkräftigen oder nicht ſelbſtentzündlichen 
Stoffen); 

3. Nitrozelluloſe (ockere mit mindeſtens 20 Prozent Waſſergehalt und gepreßte, nicht 
gelatinierte), insbeſondere Schießbaumwolle und Kollodiumwolle, ſowie Gemiſche 
von Nitrozelluloſe mit neutral reagierenden Salpeterarten; 

4. Feuerwerkskörper, ſofern ſie nicht pikrinſaure Salze enthalten, 
geladene Geſchoſſe, Geſchützpatronen, Kartuſchen, Petarden, ſpreng⸗ 
kräftige Zündungen, welche zum Entzünden von Ladungen dienen (3. B. Spreng⸗ 
kapſeln), Zündplättchen (amorces); 

5. alle jeweilig zur Verſendung auf den Eiſenbahnen zugelaſſenen Sprengftoffe. 

Zu Verſuchszwecken kann die Verſendung neuer, hier nicht aufgeführter Sprengſtoffe 
auf beſtimmten Wegen, ſowie die Aufbewahrung und Verausgabung derſelben von der Landes: 
polizeibehörde geſtattet werden. 

83. 

Vom Verkehr im Sinne des 5 1 Ziffer 1 bis 3 ſind ausgeſchloſſen die nicht nach 2 
zugelaſſenen Sprengſtoffe, insbeſondere: 

1. Nitroglyzerin als ſolches und in Löſungen; 

2. Knallgold, trocken in feſter oder Pulverform, Knallqueckſilber, Knallſilber und die 
damit dargeſtellten Präparate; 

3. Nitrozuckerarten, Nitroſtärkearten und die damit hergeſtellten Gemiſche; 

4. Gemiſche, welche Nitroglyzerin abtropfen laſſen; 

5. Sprengſtoffe, welche entweder: 

a) bei einer Temperatur bis zu ＋ 40 Grad Celſius zur Selbſtzerſetzung 
neigen, oder 

p) welche enthalten: 

aa) chlorſaure Salze [mit Ausnahme der Sprengkapſeln und Zündplättchen 
(§ 2 Nr. 4)|, oder 

bb) pikrinſaure Salze, oder 

ce) Phosphor [mit Ausnahme der Zündplättchen (§ 2 Nr. 4)], oder 

dd) Schwefelkupfer; 

6. Sprengſtoffe in Patronenhüllen, ſofern dieſe äußerlich mit Nitroglyzerin (Ziffer 1) 
oder mit anderer Sprengflüſſigkeit benetzt oder äußerlich mit feſten Sprengſtoffen 
behaftet ſind; 

. Sprengpräparate, bei welchen die einzelnen an und für ſich nicht ſprengkräftigen 
Beſtandteile in einem geſchloſſenen Behälter durch leicht brechbare Scheidewände 
oder Hahnvorrichtungen ſolange getrennt gehalten werden, bis die Exploſion, durch 
Zertrümmerung, Verſchiebung der Scheidewände oder Offnen der Hahnvorrichtungen 
veranlaßt, ſtattfinden ſoll. 


— 


9 4. 

Wer Sprengſtoffe in Mengen von mehr als 35 Kilogramm Bruttogewicht verſendet, 
muß unter Angabe der Beſtimmungsorte der Ortspolizeibehörde des Verſendungsorts den 
Frachtſchein zur Viſierung vorlegen. Der Empfang der Sendung ift vom Empfänger auf 
dem dem Frachtſcheine beigefügten Lieferſcheine zu beſcheinigen. Die beſcheinigten Lieferſcheine 
find der Ortspolizeibehörde des Verſendungsorts jederzeit auf Verlangen vorzulegen. 
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§ 5. 

Wer an der Verſendung von folchen Sprengſtoffen, welche den Vorſchriften des Reichs— 
geſetzes vom 9. Juni 1884 gegen den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Gebrauch von 
Sprengſtoffen (Reichs⸗Geſetzbl. S. 61) unterliegen, in der Weiſe teilnimmt, daß er dabei in 
den Beſitz von Sprengſtoffen gelangt (Spediteur, Trausportführer, Trausportbegleiter), muß 
den vorgeſchriebenen Erlaubnisſchein zum Beſitze von Sprengſtoffen oder beglaubigte Abſchrift 
desſelben während der Dauer ſeines Beſitzes ſtets bei ſich führen und auf Verlangen 
vorzeigen. 


§ 6. 

Für die Verſendung auf Land- und Waſſerwegen find Sprengftoffe in hölzerne, haltbare 
und dem Gewichte des Inhalts entſprechend ſtarke Kiſten oder Tonnen, deren Fugen ſo 
gedichtet ſind, daß ein Ausſtreuen nicht ſtattfinden kann, und welche nicht mit eiſernen Reifen 
oder Bändern verſehen ſind, feſt zu verpacken. Statt der hölzernen Kiſten oder Tonnen 
können auch aus mehrfachen Lagen ſehr ſtarken und ſteifen, gefirnißten Pappdeckels gefertigte 
Faäſſer (ſogenannte amerikauiſche Fäſſer) verwendet werden. Die zum Transporte von Pulver, 
Sprengſalpeter und breunbarem Salpeter (8 2 Ziffer 1) verwendeten Behälter dürfen keine 
eiſernen Nägel, Schrauben oder ſonſtige eiſerne Befeſtigungsmittel haben. 

Pulver, Sprengſalpeter, brennbarer Salpeter ($ 2 Ziffer 1) und das aus gelatinierter 
Nitrozelluloſe mit oder ohne Salpeter hergeſtellte Pulver (§ 2 Ziffer 3) darf in metallene 
Behälter, ausgenommen ſolche von Eiſen, verpackt werden. Vor der Verpackung in Tonnen 
oder Kiſten müſſen dieſe Stoffe entweder in Pakete (Blechbehälter) bis zu höchſtens و21‎ Kilo⸗ 
gramm Gewicht verpackt oder in dichte, aus haltbaren Stoffen gefertigte Säcke, Mehlpulver 
in Säcke aus Leder oder dichtem Kautſchukſtoffe geſchüttet werden. 

Die im § 2 Ziffer 2 aufgeführten Sprengſtoffe dürfen ebenſo, wie die 
nach 82 Ziffer 5 zugelaſſenen Sprengſtoffe, ſoweit die Verſendung der letzteren 
auf Eiſenbahnen nur in Patronenform erfolgen darf, nur in Patronen, nicht 
auch in loſer Maſſe verſendet werden. Dieſe Patronen ſowie Patronen aus gepreßter 
Schießbaumwolle mit oder ohne Paraffinüberzug (§ 2 Ziffer 3) find durch eine Umhüllung 
von Papier in Pakete zu vereinigen. Die Patronen ſind in den Paketen und dieſe 
in den ſie umſchließenden Behältern feſt zu verpacken. Bei nitroglyzerin— 
haltigen Sprengſtoffen ſind die Patronen in den Paketen mittels Wellpappe 
ſo zu verpacken, daß die Patronen ſchichtweiſe in ihrer Lage feſtgehalten werden, 
und die Pakete in die fie umſchließenden Behälter fo feſt einzuſetzen, daß ſie 
ſich nicht gegeneinander verſchieben können. Für die Ausfuhr beſtimmte 5 f = 
ſtoffe werden von der Vorſchrift der Benutzung von Wellpappe bei der Ver— 
packung nicht betroffen. 

Gepreßte Schießwollkörper mit mindeſtens 15 Prozent Waſſergehalt dürfen auch in 
dichtſchließende Blechbüchſen oder Pappſchachteln verpackt werden. 

Für die Verſendung loſer Nitrozelluloſe mit mindeſtens 20 Prozent Waſſergehalt iſt feſte 
Verpackung in ſtarkwandige, luftdichte Behälter erforderlich. 

Rohmaſſe für rauchloſes Pulver (§ 2 Ziffer 24d) darf loſe verſandt werden. 
Sie muß jedoch vor der Verpackung in einer Tonne oder Kiſte (Abſatz 1) in 
einem Beutel aus Kautſchukſtoff dicht verſchnürt werden. 

Sprengſtoffe jeder Art, einſchließlich der geladenen Geſchoſſe, dürfen nicht 
mit Zündungen oder Zündſchnüren verſehen ſein. Auf Gewehr- und Geſchütz— 
patronen findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung, doch dürfen die geladenen 
Geſchoſſe von Geſchützpatronen Zündungen nicht tragen. Geladene Geſchoſſe 
und die geladenen Geſchoſſe von Geſchützpatronen müſſen einen ſicheren Ab— 
ſchluß der Sprengladung beſitzen. Es iſt unterſagt, Zündungen, Zündſchnüre 
oder Patronen für Feuerwaffen mit anderen Sprengſtoffen in dieſelben Behälter 
zu verpacken. 

Die zur Verpackung von Sprengſtoffen dienenden Behälter müſſen je nach ihrem Inhalte 
mit der Aufſchrift: Pulver, Sprengſalpeter, brennbare Salpeter, Pulver aus Nitrozelluloſe 
und Salpeter, geladene Geſchoſſe, Geſchützpatronen, Kartuſchen, Petarden, Feuerwerks⸗ 
körper, Zündungen, Dynamitpatronen, Kohlendynamitpatronen, Sprenggelatinepatronen, Gelatine⸗ 
dynamitpatronen, Karbonitpatronen, Schießbaumwolle uſw. verſehen ſein. Außerdem müſſen 
dieſelben mit der Firma oder der Marke der Fabrik, aus welcher die Sprengſtoffe herrühren, 
bezeichnet ſein, oder eine von der Zentralbehörde gebilligte und öffentlich bekannt gemachte 
Bezeichnung der Fabrik tragen. Die zur Verpackung von nitroglyzerinhaltigen 
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Sprengſtoffen dienenden Kiſten ſind an zwei gegenüberliegenden Schmalſeiten 
mit zuverläſſigen Handgriffen oder Handleiſten zu verſehen; bei Faſſern und 
Tonnen ſind ſolche Handgriffe nur inſoweit erforderlich, als nicht durch tief 
eingelaſſene Böden und Deckel eine feſte Handhabe gegeben iſt. Für die Ausfuhr 
in das Ausland beſtimmte Behälter werden hiervon nicht betroffen. 

Das Bruttogewicht der Verſendungsſtücke darf bei Pulver, Sprengſalpeter, brennbarem 
Salpeter ($ 2 Ziffer 1), bei Schießbaumwolle ($ 2 Ziffer 3), bei Kartuſchen, Petarden, 
Feuerwerkskörpern oder Zündungen (8 2 Ziffer 4) 90 Kilogramm, bei ſonſtigen Sprengſtoffen 
35 Kilogramm nicht überſteigen. Auf prismatiſches Geſchüßpulver in Kartuſchen finden dieſe 
Gewichtsbeſtimmungen keine Anwendung. Für Verſendungsſtücke von geladenen Ge— 
ſchoſſen und Geſchützpatronen darf das Höchſtgewicht 150 Kilogramm nicht über— 
ſteigen. Für Behälter mit einem Geſchoß oder mit einer Geſchützpatrone kommt 
dieſe Gewichtsgrenze in Wegfall. 

Die für den Eiſenbahnverkehr jeweilig vorgeſchriebene Verpackung genügt auch für die 
Verſendung auf Land- und Waſſerwegen. 


II. Beſondere Beſtimmungen für den Landverkehr. 
SET, 
5 Die Beförderung von Sprengſtoffen auf Fuhrwerken, welche Perſonen befördern, iſt 
verboten. 
„Eine Ausnahme findet nur ſtatt, wenn in dringenden Fällen allgemeiner Gefahr, z. B. 
bei Eisſtopfungen, die nötigen Sprengbüchſen und das zu deren Füllung erforderliche Material 
unter zuverläſſiger Begleitung in kürzeſter Friſt nach dem Beſtimmungsorte geſchafft werden ſoll. 


5 

Bei dem Verpacken und dem Verladen, ſowie bei dem Abladen und Auspacken darf 
Feuer oder offenes Licht nicht gehalten, Tabak nicht geraucht werden. 

Das Verladen und Abladen hat unter ſorgfältiger Vermeidung von Erſchütterungen zu 
erfolgen. Die Verſendungsſtücke dürfen deshalb nie gerollt oder abgeworfen werden. Das 
Verladen nitroglyzerinhaltiger Sprengſtoffe auf Fuhrwerke und das Abladen 
von ſolchen darf nur an Rampen oder gleichwertigen Einrichtungen unter Be— 
nutzung von weichen Unterlagen ſtattfinden. Das Auf- und Abladen darf nur 
von zuverläſſigen unterrichteten Perſonen und unter Aufſicht erfolgen. 

Soll das Verladen oder Abladen ausnahmsweiſe nicht vor der Fabrik oder dem Lager— 
raum oder innerhalb dieſer Räume geſchehen, jo iſt hierzu die Genehmigung der Ortspolizei⸗ 
behörde einzuholen. 

89. 

Die Verſendungsſtücke müſſen auf dem Fuhrwerke fo feſt verpackt werden, daß fie gegen 
Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus ihrer Lage geſichert find, insbe⸗ 
ſondere dürfen Tonnen nicht aufrecht geſtellt, müſſen vielmehr gelegt und durch Holzunterlagen 
unter Haar- oder Strohdecken gegen jede rollende Bewegung geſichert werden. 


8 10. 
Sprengſtoffe dürfen nicht mit Zündhütchen, Zündpräparaten oder ſonſtigen leicht ents 
zimdlichen oder ſelbſtentzündlichen Gegenſtänden zuſammen verladen werden. 
Die im $ 2 Ziffer 2 und 3 aufgeführten Stoffe dürfen nicht mit Pulver, Sprengſalpeter, 
breunbarem Salpeter ($ 2 Ziffer 1), Kartuſchen, Petarden, Feuerwerkskörpern, Zündungen 
($ 2 Ziffer 4), oder mit Patronen für Feuerwaffen zuſammen verladen werden. 


§ 11. 


Zur Beförderung von Sprengſtoffen dienende Fuhrwerke müſſen ſo dicht ſchließende 
Wagenkaſten beſitzen, daß die Sprengſtoffe nicht verſtreut werden können. Sind die Wagen⸗ 
kaſten oben offen, jo müſſen fie mit einem dichtſchließenden, feuerſicheren Plantuche (3. B. ints 
prägnierter Leinwand) überſpannt ſein. 

Auch die Vorder- und Hinterſeite der Fuhrwerke find mit demſelben Materiale zu 
chließen. 

u 3 Sperren der Räder dürfen nur hölzerne Radſchuhe angewendet werden; bei Eis: 
bahn iſt eine eiſerne Sperrvorrichtung (Krätzer) geſtattet, ſofern ſie ganz vom Radſchuhe 
bedeckt iſt. 5 


— 
Die Fuhrwerke müffen als Warnungszeichen eine von weitem erkennbare, ſtets ausge— 
ſpannt gehaltene ſchwarze Flagge mit einem weißen P führen. 
Beim Verladen der Sprengſtoffe auf Fuhrwerke und beim Abladen von 
ſolchen müſſen die Zugtiere ausgeſpannt ſein. 


§ 12. 
Fuhrwerke, welche Sprengſtoffe führen, dürfen niemals ohne Bewachung bleiben. 
Auf denſelben darf Feuer oder offenes Licht nicht gehalten, Tabak nicht geraucht werden. 
Auch in der Nähe der Fuhrwerke ift das Anzünden von Feuer oder Licht ſowie das Tabak— 
ranchen verboten. 
8 13. 
Fuhrwerke, welche Sprengſtoffe führen, dürfen nur im Schritt fahren und von Fuhr⸗ 
werken ſowie von Reitern nur im Schritt paſſiert werden. 
Beſteht ein Transport aus mehreren Fuhrwerken, ſo muſſen dieſe während der Fahrt 
eine Entfernung von mindeſtens 50 Meter untereinander innehalten. 


§ 14. 

Bei jedem Aufenthalte von mehr als einer halben Stunde iſt eine Eutfernung von 
mindeſtens 300 Meter von Fabriken, Werkſtätten und bewohnten Gebäuden einzuhalten. 

Die Ortspolizeibehörde darf, falls eine geeignete Halteſtelle in ſolcher Entfernung nicht 
zu finden iſt, geſtatten, daß eine Halteſtelle in einer geringeren, wenn aber nicht ein anderer 
Schutz geboten iſt, mindeſtens 200 Meter betragenden Entfernung von Fabriken, Werkſtätten 
und bewohnten Gebäuden gewählt wird. 

Bei einem Aufenthalte von mehr als einer halben Stunde in der Nähe von Ortſchaften 
iſt überdies der Ortspolizeibehörde tunlichſt ſchleunig Anzeige zu erſtatten; die Ortspolizei⸗ 
behörde hat darauf die ihr notwendig erſcheinenden Vorſichtsmaßregeln zu treffen. 


§ 15. 
Fuhrwerke, welche Sprengſtoffe führen, müſſen von Eiſenbahnzügen oder geheizten 
Lokomotiven, Dampfwalzen, Dampfpflügen und ähnlichen Maſchinen möglichſt weit entfernt bleiben. 
Neben der Eiſenbahn herlaufende Wege, ſowie Wege, auf welchen Dampfſtraßenbahnen 
liegen, dürfen nur dann von ſolchen Fuhrwerken befahren werden, wenn der Beſtimmungsort 
von Frachtfuhrwerk auf einem anderen gut fahrbaren Wege nicht zu erreichen iſt. 


§ 16. 


Der Transport durch zuſammenhängend gebaute Ortſchaften iſt nur geſtattet, wenn 
dieſe nicht von Frachtfuhrwerk auf gut fahrbaren Wegen umfahren werden können. Iſt die 
Durchfahrt unvermeidlich, ſo hat der Trausportführer der Ortspolizeibehörde Anzeige zu er⸗ 
ſtatten und deren Beſtimmungen vor der Einfahrt in den Ort abzuwarten. Die Ortspolizei⸗ 
behörde hat den zu nehmenden Straßenzug zu beſtimmen und von anderen Fahrzeugen 
möglichſt frei zu halten, auch Sorge zu tragen, daß die Durchfahrt ohne unnötigen Aufenthalt 
und mit Vermeidung beſonderer Gefahren erfolgt. 


SER 
Werden zur Beförderung von Sprengſtoffen Fuhrwerke verwendet, welche mit feſten, 
dicht ſchließenden und feuerſicher hergeſtellten, während des Transports unter Verſchluß ge— 
haltenen Wagenkaſten verſehen ſind, ſo finden hinſichtlich der Beförderung ſolcher Transporte 
nur die Vorſchriften im § 11 Abſ. 3 und 4, § 12, § 13 Abſ. 1 und § 14 Anwendung, und 
zwar die des § 14 mit der Maßgabe, daß die regelmäßig einzuhaltende Entfernung 
200 Meter beträgt. 
§ 18. 


Gerät eine Sprengſtoffſendung unterwegs in einen Zuſtand, daß der weitere Verſand 
bedenklich erſcheint, ſo hat die Ortspolizeibehörde, welcher von dem Transportführer tunlichſt 
ſchleunig Anzeige zu erſtatten iſt, die zur gefahrloſen weiteren Behandlung der Sendung 
nötigen Anordnungen zu treffen, und zwar je nach den Umſtänden unter Zuziehung eines 
auf ihre Aufforderung von dem Abſender zu entſendenden Sachverſtändigen. ۱ 

Iſt Gefahr im Verzuge, ſo erfolgt die Vernichtung der Sprengſtoffe durch die Polizei⸗ 
behörde auf Koſten des Abſenders ohne vorherige Benachrichtigung desſelben, wenn möglich 
nach der Angabe und unter Aufſicht eines Sachverſtändigen. 
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§ 19. 


Werden Sprengſtoffe in Meugen von nicht mehr als 35 Kilogramm Bruttogewicht 
verſendet, ſo finden auf dergleichen Sendungen von den Vorſchriften dieſes Abſchnitts nur 
die 55 7 bis 10 Anwendung. 


III. Beſondere Beſtimmungen für den Waſſerverkehr. 
8 20. 


Auf Dampfſchifſen, welche Perſouen befördern, dürfen Sprengſtoffe nicht transportiert, 
an Schießpulver oder Feuerwerkskörpern jedoch darf ſoviel mitgeführt werden, als zur Ab— 
gabe von Signalen notwendig iſt. 

Die im § 7 enthaltene Ausnahmebeſtimmung findet auch hier Anwendung. 

Fähren, welche Fuhrwerk mit Sprengſtoffen überſetzen, dürfen nicht andere Fuhrwerke 
oder Perſonen befördern. 


8721. 

Die 55 7 bis 10, 11 Abſ. 4, 12 Abſ. 1, 13 Abſ. 2, 14, 18 und 19 finden für den 
Schiffsverkehr ſinngemäße Anwendung. 

Werden zur Beförderung von Sprengſtoffen eiſerne oder ſtählerne Schiffe verwendet, 
welche mit dichtſchließenden und feuerſicher hergeſtellten, während des Transports unter Bers 
ſchluß gehaltenen Laderäumen verſehen find, jo finden von den im Abſ. 1 angezogenen Bors 
ſchriften nur die 55 8, 11 Abſ. 4, 12 Abſ. 1, 14, 18 und 19 ſinngemäße Anwendung, und 
zwar die des § 14 mit der Maßgabe, daß die regelmäßig einzuhaltende Entfernung 200 Meter 
beträgt. 

Zur Verſendung auf Schiffen ſind Patronen der im § 2 Ziffer 2 aufgeführten Stoffe 
außerdem mit einer das Eindringen von Waſſer oder Feuchtigkeit verhindernden Umhüllung 
(3. B. mit Gummilöſung verklebten Gummibeutel) zu verſehen. Auf den Transport auf 
Fähren findet dies keine ۰ 

Das Ein⸗ und Ausladen darf nur an einer von der Ortspolizeibehörde dazu an— 
gewieſenen Stelle, welche mindeſtens 300 Meter von bewohnten Gebäuden entfernt ſein muß, 
erfolgen. Mit unſerer Genehmigung kann auch in geringerer Entfernung von bewohnten 
Gebäuden eine Stelle angewieſen werden, ſofern dieſe Gebäude durch Erdwälle oder in 
anderer Weiſe gegen die Wirkungen einer auf der Ladeſtelle eintretenden Exploſion genügend 
geſichert ſind. 

Die Ladeſtelle darf während ihrer Beuutzung dem Publikum nicht zugänglich ſein 
und iſt, wenn ausnahmsweiſe das Aus- oder Einladen bei Dunkelheit ſtattfindet, mit 
feſt⸗ und hochſtehenden Laternen zu erleuchten. Die mit Sprengſtoffen gefüllten Behälter 
dürfen nicht eher auf die Ladeſtelle gebracht oder zugelaſſen werden, bis die Verladung 
beginnen ſoll. 

§ 22. 

Die Sprengſtoffe müſſen auf dem Schiffe in einem abgeſchloſſenen Raume, welcher bei 
Dampfſchiffen möglichſt weit von den Keſſelraumen entfernt iſt, unter Deck feſt verſtaut werden. 
Bei Verladung in offenen Booten müſſen letztere mit einem dichtſchließenden feuerſicheren 
Plantuche (3. B. imprägnierte Leinwand) überſpannt fein, 

Weder in den ſo benutzten, noch in den unmittelbar daranſtoßenden Räumen dürfen 
Zündhütchen und Zündſchnüre verpackt ſein. 

Leichtentzündliche oder ſelbſtentzündliche Stoffe, zu welchen Steinkohlen und Koks nicht 
gerechnet werden, ſind von der gleichzeitigen Beförderung überhaupt ausgeſchloſſen. 


9 23. 


Sind zu öffnende Brücken oder Schleuſen zu paſſieren, ſo hat der Transportführer dem 
Brücken⸗ oder Schleuſenwärter Anzeige zu erſtatten und vor der Durchfahrt deſſen Beſtimmungen 
abzuwarten. Der Brücken⸗ oder Schleuſenwärter hat Sorge zu tragen, daß die Durchfahrt 
ohne unnötigen Aufenthalt und mit Vermeidung beſonderer Gefahren erfolgt. 

Das Anlegen darf nur an Orten geſchehen, welche während des Aufenthalts dem 
Publikum nicht zugänglich ſind. ۱ ۱ a 

Die Ortspolizeibehörde ijt ſtets vorher in Kenntnis zu ſetzen und hat Vorſchriften über 
Ort und Zeit zu geben und Vorſichtsmaßregeln im einzelnen zu treffen. 
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IV. Beſtimmungen über den Handel mit Sprengſtoffen ſowie über deren 
Aufbewahrung und Verausgabung. 
§ 24. 

Wer Sprengſtoffe feilhalten will, muß davon der Ortspolizeibehörde Anzeige machen. 
Wer Sprengſtoffe feilhalten will, welche den Vorſchriften des Reichsgeſetzes vom 9. Juni 1884 
unterliegen, bedarf dazu der polizeilichen Erlaubnis gemäß 5 1 dieſes Geſetzes. 

Sprengpatronen dürfen von den Fabriken und Händlern und ihren Beauftragten nicht 
einzeln und loſe, ſondern nur in den nach § 6 dafür vorgeſehenen Behaltern oder kleineren 
dichtſchließenden Originalverpackungen der Fabrikationsſtätte von / ½, 1 
und 2½ Kilogramm abgegeben werden. Dieſe Behalter und Originalverpackungen 
müſſen mit der Jahreszahl der Abgabe aus der Fabrikationsſtätte und mit einer durch 
das Jahr der Abgabe fortlaufenden Nummer verſehen ſein. Dieſelbe Zahl und Nummer 
müſſen auch an jeder in den Behältern verpackten Sprengpatrone angebracht fein. Die An⸗ 
gabe der Jahreszahl und Nummer auf den Behältern und Sprengpatronen 
darf auch in chiffrierter Form erfolgen, welche vor der Anwendung uns zur 
Genehmigung vorzulegen iſt. Außerdem muß an jeder Sprengpatrone der Name des 
Sprengſtoffs ſowie die Firma oder Marke der Fabrik oder eine von uns gebilligte und 
öffentlich bekannt gemachte Bezeichnung der Fabrik angebracht ſein. Die von der Zentral— 
behörde des Bundesſtaats, in dem eine Fabrik betrieben wird, dieſer Fabrik 
erteilte Genehmigung ihrer Nummeruchiffern und Billigung ihrer Fabrik— 
bezeichnung hat für den Verkehr mit Erzeugniſſen dieſer Fabrik im ganzen 
Reiche Geltung. 

In dem gemäß § 1 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes vom 9. Juni 1884 zu führenden Regiſter 
ſind Jahreszahl und Nummer der gekauften und abgegebenen Sprengpatronen zu vermerken. 


§ 25. 

Wer ſich mit der Anfertigung oder dem Verkaufe von Sprengſtoffen befaßt, welche dem 
Reichsgeſetze vom 9. Juni 1884 nicht unterliegen, iſt verpflichtet, über alle An- und Verkäufe 
dieſer Stoffe in Mengen von mehr als 1 Kilogramm ein Buch zu führen, welches den Namen 
der Verkäufer und der Abnehmer, den Zeitpunkt des Ankaufs und der Abgabe, die Mengen 
der gekauften und abgegebenen Stoffe ſowie bei Sprengpatronen deren Jahreszahl und 
Nummer angibt. Dieſes Buch iſt auf Verlangen der Polizeibehörde zur Einſicht vorzulegen. 
Hinſichtlich der Buchführung greifen im übrigen die auf Grund des Reichsgeſetzes vom 
9. Juni 1884 erlaſſenen Vorſchriften Platz. 


§ 26. 

Die Abgabe von Sprengſtoffen an Perſonen, von welchen ein Mißbrauch derſelben zu 
befürchten iſt, insbeſondere an Perſonen unter 16 Jahren iſt verboten. Dies gilt ins— 
befondere auch von ſolchen Feuerwerkskörpern, mit deren Verwendung eine 
erhebliche Gefahr für Perſonen oder Eigentum verbunden iſt (Kanonenſchläge, 
Fröſche, Schwärmer u. dergl.). Dagegen findet dieſe Vorſchrift keine An- 
wendung auf Spielwaren, welche ganz geringe Mengen von Sprengſtoffen 
enthalten. Zündplättchen (Amorees), welche mehr als 7,5 Gramm Spreng— 
miſchung (Knallſatz) auf 1000 Plättchen enthalten, dürfen als Spielwaren nicht 
in den Verkehr gebracht werden. 

Die Abgabe von Sprengſtoffen, welche den Vorſchriften des Reichsgeſetzes vom 
9. Juni 1884 unterliegen, darf ſeitens der Fabriken und Händler und ihrer Beauftragten 
nur an ſolche Perſonen erfolgen, welche nach den gemäß § 2 dieſes Geſetzes erlaſſenen Anz 
ordnungen zum Beſitze von Sprengſtoffen berechtigt ſind. Bei Staatswerken, welche beſonderer 
Erlaubnis zum Beſitze von Sprengſtoffen nicht bedürfen, kann die Abgabe an ſolche Perſonen 
erfolgen, welche von der Verwaltung des Werkes zu der Annahme ausdrücklich ermächtigt ſind. 


§ 27. 
Die Verausgabung von Sprengſtoffen, welche den Vorſchriften des Reichsgeſetzes vom 
9. Juni 1884 unterliegen, an die in Bergwerken, Steinbrüchen, Banten und gewerblichen 
Anlagen beſchäftigten Bergleute, Arbeiter uſw. darf nur von denjenigen Vetriebsleitern, Beamten 
oder Aufſehern bewirkt werden, welche nach den gemäß § 2 dieſes Geſetzes erlaſſenen Anord⸗ 
nungen zum Beſitze von Sprengſtoffen berechtigt find. Dieſe Perſonen find verpflichtet, über 
die Verausgabung ein Buch zu führen, welches den Namen der Empfänger, den Zeitpunkt 


der Verausgabung, die Menge der verausgabten Stoffe, ſowie bei Sprengpatronen deren 
Jahreszahl und Nummer angibt. Bei Staatswerken, welche beſonderer Erlaubnis zum Beſitze 
von Sprengſtoffen nicht bedürfen, kann die Verausgabung von ſolchen Perſonen bewirkt 
werden, welche von der Verwaltung des Werkes zu der Verausgabung ausdrücklich ermächtigt ſind. 

Die Leiter der Bergwerke, Steinbrüche, Bauten und gewerblichen Anlagen ſind Ders 
pflichtet, Maßregeln zu treffen, welche eine Verwendung der zum Verbrauch im Betriebe 
بده‎ Sprengſtoffe durch die Bergleute, Arbeiter uſw. zu anderen Zwecken tunlichſt 
ausschließen. 


V. Beſtimmungen über die Lagerung von Sprengitoffen. 


8 28. 
Geraten Sprengſtoffe auf ihrem Lager in einen Zuſtand, daß die weitere Lagerung 
bedenklich erſcheint, ſo finden die Vorſchriften des § 18 entſprechende Anwendung. 


§ 29. 

Wer mit Pulver, Sprengſalpeter, brennbarem Salpeter (§ 2 Ziffer 1), Feuerwerks⸗ 
körpern oder Zündplättchen — Amorces — (§ 2 Ziffer 4) oder ſolchen Patronen für 
Handfeuerwaffen, welche nicht unter § 1 Abf. 2b fallen, Handel treibt, darf: 

1. im Kaufladen nicht mehr als 2½ Kilogramm, 
2. im Hauſe außerdem nicht mehr als 10 Kilogramm vorrätig halten. 

Auf Nachweis eines beſonderen Bedürfniſſes kann die Erhöhung des Vorrats unter 2 
zeitweilig bis auf 15 Kilogramm geſtattet werden. 

Die Aufbewahrung muß in einem auf dem Dachboden (Speicher) belegenen, mit keinem 
Schornſteinrohr in Verbindung ſtehenden abgeſonderten Raume erfolgen, welcher beſtändig 
unter Verſchluß gehalten und mit Licht nicht betreten wird. Die Behälter müſſen den Ber 
ſtimmungen im 8 6 Abf. 1 und 2 entſprechen und mit ſtets feſtgeſchloſſenen Deckeln verſehen ſein. 


§ 30. 

Perſonen, welche nicht unter die Beſtimmung des 8 29 fallen, bedürfen für die Auf⸗ 
bewahrung von mehr als 2½ Kilogramm der daſelbſt genannten Sprengſtoffe der polizeilichen 
Erlaubnis. 
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Größere als die im § 29 angegebenen Mengen dieſer Sprengſtoffe ſind außerhalb der 
Ortſchaften in beſonderen Magazinen aufzubewahren, von deren Sicherheit die Polizeibehörde 
ſich überzeugt hat. Dieſe Magazine müſſen ſich, wenn fie über Tage liegen, im Wirkungs⸗ 
bereiche fahgemäß ausgeführter und unter Aufſicht ſtehender Blitzableiter befinden. 

Handelt es ſich um Magazine, welche zu einem der Aufſicht der Bergbehörde unter— 
ſtehenden Werke gehören, ſo hat die Polizeibehörde die Prüfung in Gemeinſchaft mit der 
Bergbehörde vorzunehmen. 

Es kann angeordnet werden, daß die Schlüſſel zu dieſen Magazinen in den Händen 
der Behörde bleiben. 55 
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Die Aufbewahrung der im 5 29 genannten Sprengſtoffe an der Herſtellungsſtätte ſowie 

an der Verbrauchsſtätte unterliegt den im § 33 gegebenen Vorſchriften. 
8 33. 

Die im § 2 aufgeführten Sprengſtoffe dürfen — abgeſehen von den im § 29 vorgeſehenen 
Ausnahmen — nur an der Herſtellungsſtätte oder an denjenigen Orten, wo ſie innerhalb eines 
Betriebs zur unmittelbaren Verwendung gelangen, oder in beſonderen Magazinen gelagert werden. 

Für die Lagerung an der Herſtellungsſtätte find, in Ermangelung beſonderer, bei Ge⸗ 
nehmigung der Anlage gemäß § 16 der Gewerbeordnung vorgeſchriebener Bedingungen, die 
Weiſungen der Ortspoltzeibehörde zu beachten. 

Die Niederlagen an der Verbrauchsſtätte ſowie die beſonderen Magazine bedürfen der 
polizeilichen Genehmigung und ſind nach den von der Polizeibehörde zu erteilenden Vorſchriften 
einzurichten. 

1 Für ſolche Niederlagen oder Magazine, welche zu einem der Aufſicht der Bergbehörde 
unterſtehenden Werke gehören, tritt dieſe an die Stelle der Polizeibehörde. 

Es kann angeordnet werden, daß die Schlüſſel zu den Niederlagen oder Magazinen in 
den Händen der Behörde bleiben. 


220 


§ 34. 
Andere als die im § 2 aufgeführten, insbeſondere die im § 3 genannten Sprengſtoffe 
dürfen nur an der Herſtellungsſtätte gelagert werden. 
Zu Verſuchszwecken kann die Lagerung neuer Sprengſtoffe an anderen Orten von der 
Landespolizeibehörde geſtattet werden. 


VI. Strafbeſtimmungen. 
ar 
Zuwiderhandlungen gegen vorftehende Vorſchriften werden nach § 367 Nr. 5 des Straf: 
geſetzbuchs beſtraft, ſoweit nicht härtere Strafen nach dem Reichsgeſetze vom 9. Juni 1884 
verwirkt ſind. 
Schlußbeſtimmungen. 
§ 36. 
Weitergehende bergpolizeiliche Vorſchriften und Anordnungen über die Verwendung von 
Sprengſtoffen beim Bergbau werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 
Auch bleiben die internationalen Verabredungen über den Verkehr mit Sprengſtoffen unberührt. 


8 37. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 1. Oktober 1905 in Kraft, mit welchem Tage 
die Polizeiverordnungen der Miniſter des Innern und für Handel und Gewerbe vom 
19. Oktober 1893 und 29. Juni 1898 unwirkſam werden. 


Berlin, den 14. September 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Luſensky. von Kitzing. 


IIb 6192, 1 8059 M. f. H. — IIe 3309 M. d. J. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbeaufſicht. 
Betr. Organiſation der Gewerbeanfſicht. 
Am 1. Oktober d. Is. werden die Stelle eines Regierungs- und Gewerberates in 
Gumbinnen und eine neue Gewerbeinſpektion in Tilſit errichtet werden. 


2. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75 des ۰ 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Wollweber⸗Krankenkaſſe zu Herzberg a. Harz (E. H.), 

2. Kranken- und Begräbniskaſſe des Ortsvereins der Kutſcher und verwandten Berufs- 

genoſſen (E. H.) zu Velten, 
3. Kranken- und Sterbe-Kaſſe für Handlungsangeſtellte und Privatbeamte in Crefeld 
und dem Handelskammerbezirk Crefeld (E. H.), 
Krankenkaſſe für Handelsangeſtellte in Barmen (E. H.), 
: a der Büchſenmacher und verwandten Branchen (E. H.) 
in Su 
6. Michendorfer Kranken- und Sterbekaſſe für ſämtliche Berufszweige (E. H.). 
Berlin, den 22. September 1905. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 

III 6992. ۰ Neumann. 
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V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 
Fachſchulen. 


Betr. Überſichten über gewerbliche, Hanshaltungs⸗ und ähnliche Fortbildungsſchulen für Mädchen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 4. September 1905. 

Es iſt mir erwünſcht, bezüglich der ſtaatlichen und aus Staatsfonds unterſtützten 
Mädchen⸗Handelsſchulen, Gewerbe- und Induſtrieſchulen, Handſchuhnäh- und Stickſchulen, 
Haushaltungs⸗ und ähnlichen Fortbildungsſchulen für Mädchen regelmäßige Überſichten 
über die Einrichtung der Schulen und den Schulbeſuch zu erhalten. Sie wollen mir 
daher für jede Schule alljährlich zum 1. Juni und 1. Dezember eine Überſicht nach an— 
liegendem Muſter einreichen. Für das laufende Jahr ſehe ich der Einreichung der Über— 
ſichten zum erſtenmal zum 1. Dezember entgegen. 


Eine zweite Ausfertigung der Überſichten wollen Sie dem Landesgewerbeamte regel- 
mäßig zugehen laſſen. 

Im Bedarfsfalle können weitere Formulare zu den Überſichten unmittelbar aus der 
Geheimen Regiſtratur IV meines Miniſteriums bezogen werden. 


Im Auftrage. 
IV 7647. Neuhaus. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
Anlage. 
Name der Anſtalt: 
— —u——̃ —wö—— — —„—ã' 
Schulhalbjahr: 
Geſamtzahl der Schülerinnen (jede nur einmal gezählt): ۱ 
الل ل لل لبلب ب سس —-— ——— —— — — س‎ 
Von den Schülerinnen 
bilden ſich 


Verteilung 
der 


57 Einzelne Lehrkurſe 


wohnen 


Nr. (gruppiert nach den Fachabteilungen Schülerinnen als Bemerkungen 
1 der Schule) auf Lehrerinnen == 
die Kurſe aus Penſionat 


8111011111111 . 


Wegen Platzmangels wurden Schülerinnen abgewieſen. 
An der Schule ſind tätig: hauptamtliche Lehrkräfte. 
nebenamtliche Lehrkräfte. 


, 1 19 
(Name): 


(Anmtscharakter): 


all Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julme Slttenſeld in Berlin W. 
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